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1 Zeutralbehörden. 

272. J. Auf die Anfrage, betreffend das Erfordernis 
der Beibrlugung von Prüfungsbeſcheinigungen für 
Waſſerrohre bei der Genehmigung von Dampf⸗ 
keſſeln, erwidere ich, daß die Malerialvorſchriſten 
für Dampfteſſel hinſichtlich der Waſſerrohre zwar 
die Anforderungen enthalten, die von den Röhren⸗ 
walzwerken erfüllt werden müſſen, daß es dagegen 
der Vorlegung von Beſcheintigungen üver die Beſchaffen⸗ 
heit der Waſſerrohre nicht bedarf. 

II. Bei der erneuten Genehmigung von Loko⸗ 
mobilen und ausziehbaren Keſſeln, fei es, daß fie 
an wechſelnden Betriebsſtätten oder ortsfeſt beirieben 
werden, machen ſich infolge der neuen allgemeinen 
polizeilichen Bejtimmungen einige Schwierigkeiten 
bemerkbar, deren Behebung für den Beſitzer mit 
erheblichen Unkoſten verknüpft iſt. Insbeſondere ift 
es bei dieſen Keſſeln meiſt ohne Erneuerung der 
Exzenterpumpe nicht möglich, eine Abſperrvorrichtung 
zwiſchen Keſſel und Rückſchlagventil einzubauen. 
Ferner ſind an Keffeln dieſer Art zur Anbringung 
von Abſperrventilen, z. B. zwiſchen Vorwärmer 
und Pumpe, häufig ſchwere Gußſtutzen angenietet, 
deren Erſatz durch ſolche aus zähem Material die 
Entfervung der Bekleidung und des ganzen Rohr⸗ 
ſyſtems erfordert, was bei den nach Lokomotivart 
gebauten Keſſeln mehrere hundert Mark Koſten ver⸗ 
urſacht, ſo daß die Keſſel entwertet werden, wenn 
ihr umbau bei der erneuten Genehmigung gefordert 
wird. Da bei den Lokomobilkeſſeln die Gründe für 
die Anbringung beſonderer Abſperrvorrichtungen 
zwiſchen Keſſel und Rückſchlagventil nicht ſo dringlich 
find wie bei Keſſeln mit langen Speijeleitungen, 
und da ferner die Beibehaltung der ſchweren an⸗ 
genieteten Gußſtutzen zur Anbringung der Ventile 


teine beſondere Gefahr bedeutet, fo genehmige ich 
auf Grund des § 20 Abſ. 2 der allgemeinen polizei⸗ 
lichen Beſtimmungen über die Anlegung von Land⸗ 
dampfkeſſeln vom 17. Dezember 1908, daß bei der 
Neugenehmigung von Lokomobilkeſſeln bis auf weiteres 
von der Abänderung der genannten Punkte abgeſehen 
werden kann. Ich genehmige ferner allgemein, daß 
vorhandene Waſſerſtandsvorrichtungen, deren Bohrung 
nicht 8 mm beträgt, in den nächſten 5 Jahren bei 
der erneuten Genehmigung zugelaſſen werden können. 
Ebenſo können gußeiſerne Verſtärkungsflanſche an 
alten Keſſeln zur Anbringung von Armaturen überall 
bei erneuter Genehmigung unbeanſtandet bleiben. 
Berlin W. 66, den 15. April 1910. 
(Bg. 1609/1610). Der Miniſter für Handel u. Gewerbe. 
273. Nachdem die Gewerbeinſpektoren durch den 
Erlaß vom 25. November v. J. (III. 9877) mit der 
Wahrnehmung der Aufgaben der unteren Verwaltungs⸗ 
behörde in den Fällen der 88 138 a, 139 der 
Gewerbeordnung beauftragt worden ſind, werden 
ihnen hiermit die gleichen Aufgaben auch in den 
Fällen des $ 105 Abſ. 4, ſoweit es ſich um Betriebe 
der im § 105 b Abſ. 1 bezeichneten Art handelt, 
und in den Fällen des § 105f übertragen. 
Dementſprechend werden die Vorſchriften der 
Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung wie 
folgt abgeändert: 
I. Ziffer 3 lit. o erhält folgende Faſſung: 
in den Fällen des $ 105 Abſ. 4, ſoweit es 
ſich um Betriebe der im 8 105 b Abſ. 1 be⸗ 
zeichneten Art handelt, und in den Fällen der 
5 105 f, 138 a, 139 die Gewerbeinſpektoren; 
U. Ziffer 154 erhält folgende Faſſung: 
Der Gewerbeinſpektor — Bergrevierbeamte — 
darf auf beſonderen Antrag eine allwöchentlich 
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zu gewährende, 24 ſtündige Wochentagsruhe 
anſtatt der Ruhe am zweiten oder dritten Sonn⸗ 
tage nur unter der Vorausſetzung zulaſſen, daß 
die Arbeiter am Beſuche des Gottes dienſtes 
nicht gehindert werden ($ 105 0 Abſ. 4). Außer⸗ 
dem iſt die Genehmigung in der Regel nur zu 
erteilen, wenn die Durchführung der Ruhe am 
zweiten oder dritten Sonntage mit unverhältnis⸗ 
mäßigen Opfern oder mit erheblichen Unzu⸗ 
träglichkeiten für den Betrieb oder die Arbeiter 
verbunden ſein würde. 

Die Genehmigungsverfügung iſt ſchriftlich zu 
erlaſſen. Sie muß beſtimmen, für wieviel Ar⸗ 
beiter, für welche Arbeiten und unter welchen 
Bedingungen die Ausnahme bewilligt wird. 
Die Genehmigung iſt, ſofern ſich die Ausnahme 
auf mehr als 4 Sonntage erſtreckt, nur unter 
dem ausdrücklichen Vorbehalte des jederzeitigen 
Widerrufs zu erteilen. Der Gewerbeinſpektor 
hat eine Abſchrift der Genehmigungsverfügung 
der Ortspolizeibehörde mitzuteilen. 

Die Genehmigung iſt in ein Verzeichnis 
einzutragen, welches nach dem beigefügten 
Muſter K anzulegen iſt. Das Verzeichnis oder 
eine Abſchrift davon iſt bis zum 15. Januar 
jedes Jahres dem Regierungspräſidenten ein⸗ 
zureichen und von dieſem dem Regierungs ⸗ und 
Gewerberate zur Benutzung bei Erſtattung des 
Jahresberichts mitzuteilen. Für die der Aufficht 
der Bergbehörden unterſtellten Betrlebe erfolgt 
die Einreichung an das Oberbergamt. 


III. Unter Ziffer 179 erhält der Abſatz 1 folgende 
Faſſung: 

Anträge auf Geftattung von Ausnahmen nach 
§ 105 hat der Gewerbeinſpektor — Berg⸗ 
revierbeamte — möglichſt ſchleunig zu erledigen. 
Bevor nicht dieſer Beamte die Genehmigung 
erteilt hat, darf der Unternehmer die Sonntags⸗ 
arbeiten nicht vornehmen laſſen. Die nachträg⸗ 
liche Erteilung der Genehmigung iſt unzuläſſig. 


IV. Unter Ziffer 180 erhält der Abſatz 3 folgende 
Faſſung: 

Der Gewerbeinſpektor hat eine Abſchrift der 
Genehmigungsverfügung der Ortspolizeibehörde 
mitzuteilen. 

Berlin W. 66, den 17. April 1910. 
(I. Bg. 1741.) Der Miniſter für Handel u. Gewerbe. 


274. Die Turn- und Schwimmlehrerinnen⸗ 
Prüfung, welche im Herbſt d. Is. in Berlin abs 
zuhalten ift, wird Ende September d. Js. an einem 
noch feſtzuſetzenden Tage beginnen. 

Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 
1. November 1906 — U. III. A. 3209 pp. — 
weiſe ich ausdrücklich darauf hin, daß zu dieſer 
Prüfung nur in der Provinz Brandenburg oder in 
einer ſolchen Provinz wohnende Bewerberinnen zu⸗ 


gelaſſen werden, in welcher eine Prüfungskommiſfton 
für Turnlehrerinnen noch nicht beſteht. Ausnahmen 
von dieſer Beſtimmung find nur zuläffig, wenn bie 
bezüglichen Anträge durch beſondere Verhältniſſe, 
3. B. durch den Ort der Ausbildung für die Prüfung, 
begründet ſind. 

Meldungen der in einem Lehramte ſtehenden 
Bewerberinnen find bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
ſpäteſtens bis zum 10. Juli d. Is, Meldungen 
anderer Bewerberinnen bei derjenigen Königlichen 
Regierung, in deren Bezirk die Betreffende wohnt, 
in Berlin bei dem Herrn Polizeipräſidenten, eben⸗ 
falls bis zu dieſem Tage anzubringen. 

Iſt der Aufenthaltsort der Bewerberin zur 
Zeit ihrer Meldung nicht ihr eigentlicher Wohnſitz, 
ſo iſt auch der letztere anzugeben. 

Die Meldungen können nur dann Berückſichti⸗ 
gung finden, wenn ſie genau der Prüfungsordnung 
vom 15. Mai 1894 entſprechen und mit den im 
8 4 derſelben vorgeſchriebenen Schriftſtücken ordnungs⸗ 
mäßig verſehen ſind In dem Geſuche iſt anzugeben, 
ob die Bewerberin ſich zum erſten Male zur Prüfung 
meldet, oder ob und wann fte ſich bereits der Turn⸗ 
lehrerinnen⸗Prüfung unterzogen hat. : 

Die über Geſundheit, Führung und Lehrtätig⸗ 
keit beizubringenden Zeugniſſe müſſen in neuerer 
Zeit ausgeſtellt ſein. Aus dem ärztlichen Zeugnis 
muß hervorgehen, daß die betreffende Bewerberin 
körperlich zur Turnlehrerin geeignet iſt. 

Das Zeugnis über die Turn⸗ bezw. Schwimm⸗ 
fertigkeit iſt von der Ausſtellerin eigenhändig zu 
unterfchreiben. 

Die Anlagen jedes Geſuches find zu einem 
Hefte vereinigt einzureichen. 

Berlin, den 14. April 1910. 

Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
U. III. B. 1310. Medizinal⸗Angelegenheiten. 


Oberpräfident. 
275. Polizeiverordnung 
über die äußere Hetlighaltung der Sonn» und 
Fetertage. 


Auf Grund des § 137 des Geſetzs über die all- 
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1888 
(G. S. S. 195) und der Allerhöchſten Kabinetts⸗ 
order vom 7. Februar 1837 (G S. S. 19) ſowie 
der 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 31. März 1850 (G. S. S. 265) 
wird mit Zuſtimmung des Provlinzialrats der Prooinz 
Brandenburg für den Umfang der Provinz Branden⸗ 
burg mit Ausnahme des Landespolizeibezirks Berlin 
folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 

Einziger Paragraph. 

Die Abſätze 1, 2 und 4 des $ 6 der Pollzeiver⸗ 
ordnung vom 4. Juli 1898 (Amtsblatt der Regie⸗ 
rung in Potsdam Seite 306 und der Regierung in 
Frankſurt a. O. Seite 212) werden aufgehoben und 
durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 8 
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(Abſatz 1:) Das offene Aushängen und Ausſtellen 
von Waren in und vor den Zadentüren iſt an Sonn⸗ 
und Feiertagen nur während der zuläſſigen Verkaufs 
zelten geſtattet. Außerhalb dieſer Zeiten müſſen die 
Ladentüren geſchloſſen ſein. 

(Abſatz 2:) Schaufenſter und Schaukäſten find 
während der Stunden des Hauptgottesdienſtes zu 
verhängen. 

(Abſatz 4:) Bezüglich des Gewerbebetrlebes im 
Umherziehen ($ 55, Ziffer 1 bis 3 der Gewerbe: 
ordnung) ſowie des Gewerbebetriebes der in 8 42 b 
der Gewerbeordnung bezeichneten Perſonen (des ſo⸗ 
genannten ambulanten Handels am Wohnoit) be: 
wendet es bei den Verbots vorſchriften des 8 55 a, 
esel 1 der Gewerbeordnung und den auf Grund 
des Abſatzes 2 daſelbſt ſeitens der unteren Ver⸗ 
waltungsbehörden zugelaſſenen oder zuzulaſſenden 
Ausnahmen. 

Vorſtehende Polizeiverordnung tritt mit d e 
der Veröffentlichung in Kraft. : are 
8 en 5 = Mai 1910. 

Sp „Der Oberpräſident. von Conrad. 
276. In Ergänzung meiner Bekanntmachung vom 
28. Dezember 1887 (Amtsblatt 1888 Seite 2) bringe 
ich zur öffentlichen Renntnis, daß der Chauſſee des 
Landkreiſes Cottbus Gablenz —Trebendorf auf Grund 
des Geſetzes vom 20. Juni 1887 (Geſ.⸗Samml. 
S. 301) die ſtaatliche Anerkennung als Kunſtſtraße 
erteilt worden iſt. 

Potsdam, den 30. 4, 10. Der Oberpräfident. 

Der Provinziallandtagsabgeordnete, Erſter 
Bürgermeſſter Dr. Werner in Luckenwalde hat ſein 
Mandat niedergelegt. An ſeiner Stelle iſt der 
Geheime Sanitätsrat Dr. Günther in Luckenwalde 
zum Provinziallandtagsabgeordneten des Kreiſes 
Jüterbog⸗Luckenwalde gewählt worden. 

Potsdam, den 22. 4. 10. Der Oberpräſident. 

Regierungspräſident. 
(Regierung.) 
5 Po lizeiverordnung, 
betreffend die gelbe Wucherblume 
(senecio vernalis). 

Auf Grund der 88 137, 139 und 140 des Ge⸗ 
ſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (G. S. S. 195) und der 88 6, 12 
und 15 des Geſetzez über dle Pollzeiverwaltung vom 
11. März 1850 (G. S. S. 265) wird unter Zu⸗ 
ſtimmung des Bezirksausſchuſſes für den Umfang 
des Regſerungsbezirkes was folgt verordnet: N 

Einziger Paragraph. 

Der die Vertilgung der gelben Wucherblume 
(senecio vernalis) vorſchreibende Artikel 14 der zur 
Ausführung des Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes vom 
1. April 1880 (G. S. S. 230) erlaſſenen Polizei⸗ 
verordnung vom 5. Januar 1886 (Beilage zu Stück 2 
des Regierungsamtablattes) wird aufgehoben. 

Frankfurt a. O., den 6. Mai 1910. 4 
1.Bg.1763. Der Regierungspräfident. J. V.: Keller. 
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279. Die Herren Minifter der öffentlichen Arbeiten 
und des Innern haben beſtimmt, daß bei Ausführung 
der Verordnung über den Verkehr mit Kraft⸗ 
fahr zeugen vom 3. Februar 1910 für die Erteilung 

a) der Zulaſſungsbeſcheinigung (Muſter 2 zu $ 6 

Abſatz 2), 
b) des Führerſcheines (Muſter 6 zu § 14 Abſatz 3), 
c) der Beſcheinigung über die Zulaſſung zur Ver⸗ 
anſtaltung von Probefahrten (Muſter 7 zu 8 31 
Abſatz 1); 
d) der Typenbeſchelnigung (Muſter e der Anweiſung 
über die Prüfung von Kraftfahrzeugen) 
eine Gebühr im Betrage von einer Mark für jede 
Beſcheinigung zu erheben iſt. 

Die Herren Landräte und Polizeioerwalter 
erſuche ich, für Bekanntwerden dieſer Beſtimmung, ſoweit 
es koſtenlos geſchehen kann, Sorge tragen zu wollen. 

Frankfurt a. O., den 7. Mai 1910. 

I. A. 2179. Der Regierungspräſident. 
280. Die in der Verfügung vom 9. März 1908 
— IA. 1855 — angeordnete Fehlanzeige betr. 
Wiederholungskurſe der Desinfektoren iſt ſeitens 
der Herren Kreieärzte nicht mehr erforderlich, doch 
erwarte ich, daß der Berichtstermin pünktlich inne⸗ 
gehalten wird. 

Frankfurt a. O., den 26. April 1910. 

1 A. 1473 D. Der Regierungspräfident. 

281. Mit Genehmigung des Herrn Miniſters 
nimmt das Medizinalunkerſuchungsamt Pots⸗ 
dam jährliche Pauſchalſummen auch von einzelnen 
Städten und Gemeinden als Abfindung für die Aus⸗ 
führung von Unterſuchungen an. Dieſe Pauſchal⸗ 
ſummen werden in der üblichen Weiſe unter Zugrunde⸗ 
legung eines Einheits ſatzes von 6 Mark für jedes 
angefangene Tauſend der Zivilbevölkerung berechnet. 

Die Herren Landräte erſuche ich, dies zur all⸗ 
gemeinen Kenntnis zu bringen. Etwaige Bereit⸗ 
erklärungen für das Etatsjahr 1910 find ſofort, 
für die künftigen Jahre bis 10. 2. j. Js. an mich 
einzureichen. 

Frankfurt a. O., den 7. Mai 1910. 

I. A. 2147. Der Regierungspräſident. 

282. Die Statifiil des Reichs⸗Verſicherungsamts 
über die Heilbehandlung bei den Trägern der 
Invalidenverſicherung wird in dieſem Jahre zum 
letztenmal nach den bisherigen Grundſätzen bearbeitet 
werden. Sie wird wiederum als Beiheft zu den 
Amtlichen Nachrichten des Reichs Verſicherungsamts 
bei Behrend & Co. in Berlin erscheinen und in 
umfangreichen Vorbemerkungen, ſowie in zahlreichen 
Tabellen über die Leiſtungen der Verſicherungsträger 
auf dem Gebiete der Heilbehandlung Aufſchluß 
geben. Der Bezugspreis des Werkes ſtellte ſich bis⸗ 
her im Ladenpreis auf 4 Mk., bei unmittelbarer 
Vorausbeſtellung bei dem Reichs⸗Verſicherungsamt 
auf 3 Mk. für das Exemplar. Da jedoch bie 
Statiſtil von Jahr zu Jahr umfangreicher geworden 
iſt und die Herſtellungskoſten ſelbſt bei einem größeren 
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Abſatze kaum noch gedeckt werben, ſo wird möglicher- 
weiſe ſowohl der Vorzugspreis als auch der Laden⸗ 
preis um einen mäßigen Betrag (höchſtens 1 Mk) 
erhöht werden. Es wird noch bemerkt, daß dar 
ſtatiſtiſche Beiheft auch den Beziehern der Amtlichen 
Nachrichten nicht unentgeltlich geliefert wird, ſondern 
von ihnen beſonders beſtellt werden muß. 

Frankfurt a. O., den 26. April 1910. 
inne Der Regſerungspräſiden 
283. Der Herr Landwirtſchaftsminiſter und der 
Herr Miniſter der geifil. Unterrichts- und Medizinal 
angelegenheiten haben im vorigen Jahre Erhebungen 
über die Tätigkeit der Privattierärzte in der Fleifch: 
beſchau anſtellen laſſen. (Siehe A.⸗Bl. 1909 S. 82 
Nr. 266.) Auf die von den Regierungspräſidenten 
erſtatteien Berichte haben die Herren Miniſter fol⸗ 
gendes bemerkt: 

I. Nach den Berichten iſt von der Bildung von 
Beſchauämtern unter tierärztlicher Leitung, wie fi: 
in der allgemeinen Verfügung betreffend Vorbereitung 
der Ausführung des Fleiſchbeſchaugeſetzes von: 
1. Auguſt 1902 angeregt iſt, bisher verhältnismäßig 
ſelten Gebrauch gemacht worden. Anſcheinend ift 
von der Schaffung ſolcher Aemter mitunter auch 
dann abgeſehen worden, wenn die Vorausſetzungen 
dafür nach Lage der Verhältniſſe gegeben waren. 
Wir weiſen demgegenüber darauf hin, daß in den⸗ 
jenigen Bezirken, in denen Beſchauämter in größerer 
Zahl errichtet wurden, namentlich im Regierungs⸗ 
bezirk Schleswig, mit dieſer Einrichtung gute Er⸗ 
fahrungen gemacht worden ſind. Die von mancher 
Seite geäußerte Befürchtung, die Errichtung von 
Beſchauämtern würde zu Streitigkeiten unter den 
Beſchauern führen, hat ſich nicht beſtätigt. Wir er⸗ 
ſuchen daher, der Bildung von Beſchauämtern weitere 
Aufmerkſamkeit zuzuwenden und in geeigneten Fällen 
in Orten, in denen mehrere Beſchauer tätig ſind, 
Verſuche mit der Einrichtung ſolcher Aemter unter 
Leitung eines Tierarztes zu machen. Nötigenfalls 
werden, um Mißhelligkeiten vorzubeugen, die Tätig⸗ 
keitsgebiete der einzelnen Beſchauer ſcharf von einander 
abzugrenzen ſein. Ueber die weitere Entwickelung 
der Angelegenheit haben ſich die beamteten Tierärzte 
in ihren Jahres⸗Veterinärberichten zu äußern. 

II. Soweit nichttierärztliche Beſchauer die Beſchau⸗ 
tätigkeit ausüben, ſind bei Regelung der Beſchau⸗ 
angelegenheiten auch ihre Intereſſen angemeſſen zu 
berückſichtigen. Eine Beſeiligung bewährter Laien 
zugunſten neu zuziehender Tierärzte kann nur in be⸗ 
ſonderen Ausnahmefällen in Frage kommen. wenn 
überwiegende Intereſſen der Allgemeinheit es geboten 
erſcheinen laſſen, die Ausübung der Beſchau einem 
Tierarzte zu übertragen Auch dann ſind Härten 
gegenüber den nichttierärztlichen Beſchauern nach 
Möglichkeit zu vermeiden. Insbeſondere iſt den 
hauptamtlich tätigen Beſchauern eine angemeſſene 
Friſt zu gewähren, um ein anderes Unterkommen zu 
finden. Eine nach Lage des Falles zu bemeſſende 


wenigſtens dreimonatliche Kündigungsfriſt wird in 
ſolchen Fällen einzuhalten ſein. Soweit dieſe Geſichts⸗ 
punkte bisher noch nicht beachtet worden ſind, iſt in 
Zukunft danach zu verfahren. 

III. Nach § 5 Abf. 1 des Fleiſchbeſchaugeſetzes 
iſt für jeden Beſchauer ein Stellvertreter zu beſtellen. 
Dementſprechend iſt auch bei den tierärztlichen Be⸗ 
ſchauern zu verfahren. Bei Auswahl dieſer Vertreter 
muß das Intereſſe an einer ſchnellen Durchführung 
der Beſchau und an tunlichſter Verbilligung der Be⸗ 
ſchaukoſten maßgebend ſein. Soweit danach eine 
Vertretung durch Tierärzte nicht angängig erſcheint, 
ſind auch die nichttierärztlichen Beſchauer als Ver⸗ 
treter heranzuziehen. Es erſcheint jedoch angängig, 
für Fälle längerer Stellvertretungen, namentlich bei 
längerer Erkrankung oder Abweſenheit des Beſchau⸗ 
tierarztes, die Stellvertretung nicht dem regelmäßigen 
Vertreter zu übertragen, ſondern den Tierarzt, den 
der Beſchautierarzt als Stellvertreter für ſeine Privat⸗ 
praxis angenommen hat, als Vertreter auch für die 
Ausübung der Fleiſchbeſchau zu beſtellen. Die Ge⸗ 
nehmigung zur Heranziehung ſolcher Vertreter iſt 
nicht allgemein, ſondern von Fall zu Fall zu ertetlen. 
Hierbei ſind die beſonderen Verhältniſſe des einzelnen 
Falles zu prüfen, und es tft namentlich zu erörtern, 
ob eine ſchnelle und ſachgemäße Ausführung der 
Beſchau bei Heranziehung des Vertreters gewähr⸗ 
leiſtet erſcheint. Eine Härte gegen die regelmäßigen 
Stellvertreter, insbeſonk ere gegen die ols Vertreter 
beſtellten nichitierärztlichen Beſchauer, wird in einer 
ſolchen Regelung nicht geſehen werden können. Nach 
den Berichten kann angenommen werden, — und für 
die nichtttierärzilichen Beſchauer erſcheint eine ſolche 
Regelung im Intereſſe ihrer beſſeren Durchbildung 
erwünſcht —, daß die Stellvertreter nicht nur als 
Vertreter tätig ſind, ſondern auch einen eigenen Be⸗ 
ſchaubezirk verwalten; ſie werden alsdann auf die 
Einnahmen aus der Stellvertretung nicht angewieſen 
ſein. Um Beſchwerden vorzubeugen, empfiehlt es 
ſich, die ordentlichen Stellvertreter tierärztlicher Be⸗ 
ſchauer von vornherein darauf hinzuweiſen, daß vor⸗ 
behalten bleibe, bei längerer Dauer der Stellver- 
tretung einen Tierarzt heranzuziehen. 


Ich erſuche die Herren Landräte, dieſe An⸗ 
regungen bei ſich bietender Gelegenheit zu beachten 
und die Herren Kreistterärzte, nach Maßgabe 
des Schlußſatzes zu 1 zu berichten. 

Frankfurt a. O., den 7. Mai 1910. 

I Bg. 1788. Der Regierungspräſident. 


284. Dem Ingenieur Hermanns vom hieſigen 
Dampfkeſſel Ueberwachungsverein ift die Befugnis 
zur Vornahme der techniſchen Vorprüfung der Ge⸗ 
nehmigungsgeſuche aller der Vereinsauſſicht unmittel⸗ 
bar oder im ſtaatlichen Auftrage unterfiellten Dampf⸗ 
keſſel verliehen worden. 

. Frankfurt a. O., den 7. Mai 1910. 

I. Bg. 1554. Der Regierungspräfident. 
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285. Die Domäne Friedrichsaue im Kreiſe Lebus, 
an der Wriezen⸗Golzower Chauſſee, 4 km vom 
Bahnhof Golzow und 5 km vom Bahnhof Werbig 
entfernt, ſoll am Montag den 6. Juni 1910 vor⸗ 
mittags 10½ Uhr hier im Sitzungsſaal (Nr. 120) 
für die Zeit von Johannis 1911 bis Ende Juni 1929 
meiſtbietend zur Verpachtung ausgeboten werden. 
Größe 619,247 ha. Grundſteuer⸗Reinertrag 
20099,76 M. Erforderliches verfügungsfreies Ver⸗ 
mögen 276000 M. Bisheriger Pachtzins 43 480.74 M. 
Nähere Auskunft, auch über die Vorausſetzung zum 
Mitbieten erteilt die unterzeichnete Behörde und Herr 
Domänenpächter Peltz in Friedrichsaue. 

Frankfurt a. O., den 2. Mai 1910. 

Königliche Regierung, 

Abteilung für direkte Steuern, Domänen u. Forſten B. 


286. Perſonaluachrichten. 


a) Der Mühlenbeſitzer Reinmann in Reipzig it 
als Deſchhauptmann des Reipüg⸗Schwetiger Deich) 
verbandes wiedergewählt worden. Die Wahl habe 


ich beſtätigt. 
b) Landmeſſer Henning iſt von Guben nach Frank⸗ 


furt a. O. verſetzt. 


e) Dem Rektor Viktor Graetz in Neudamm iſt 
die Genehmigung zur Errichtung und Leitung der 
Privatknabenſchule in Neudamm erteilt worden. 

{ > Der Lehrerin Fräulein Charlotte Wieſer 
in Letſchin, Kreis Lebus, iſt die Erlaubnis zur ſelbſt⸗ 
ſtändigen Leitung der Privatſchule in Letſchin, 

e) der Lehrerin Fräulein Chorlotte Herzberg zu 
Cottbus die Erlaubnis, als Privatlehrerin im Re⸗ 
gierungsbezirk Frankfurt a. O. tätig zu ſein, erteilt 
worden. 

f) Der Kandidat des höheren Lehramts Dr. Karl 
Ulbricht iſt vom I. April d. Js. 10 als Oberlehrer 
an dem Gymnaſium zu Fürſtenwalde a. Spree an⸗ 
geſtellt worden. 

g) Der Mufiklehrer Alfred Bittner in Lands⸗ 
berg a. W. iſt vom 1. April d Is. ab als ordent⸗ 
licher Lehrer an der höheren Mädchenſchule eben- 
daſelbſt angeſtellt worden. 


Lehrerſtellen. 


287. Kreis Friedeberg: Brenkenhofswalde K. L 
1. 5. 10. Altkabe 3. L., 1. 8. 10. Modderweeſe 
K. u. 1. L., 1. 10. 10. Kreis Kalau: Werchow 
Hauptlehrerſtelle, 1. 7. 10. Kreis Lebus: Gorgaſt 
K. 5 Sema e 10. 10. a 
Bewerbungen ſind an die Königliche Regier 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, . lichten 


288 An der hieſigen Stadtſchule iſt zum 1. 

1910 eine Lehrerſtelle neu zu el Mit ee 
iſt das Amt des Kantors und Organiſten an der 
hleſigen ev. St. Jacobi⸗Kirche verbunden. Dienſt⸗ 
einkommen nach dem Beſoldungsgeſetz vom 26. Mal 
1909 und 488 Mk. jährlich für das Amt als Kantor 


und Organiſt. Geeignete Bewerber wollen ſich unter 


Einreichung eines Lebenslaufes und der Zeugniſſe 
bis zum 21. Mai er. bei uns melden. 
Droſſen, den 7. Mai 1910. 
Der Magiſtrat. 


Nichtamtliches. 

289. Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntnis 
gebracht, daß beabsichtigt wird, den ſogenannten 
Angerweg, ſoweit er ausgehend von dem Bahnkörper 
der Breslau — Stettiner Eiſenbahn das Gelände der 
Rütgerswerke hierſelbſt und das daran anſchließende 
der Stadtgemeinde ſchneldet, bis zur Ausſchachtung 
an der Oſtbahn einzuziehen, da ein Erſatzweg für 
den einzuziehenden Weg vorhanden iſt. Einſprüche 
hiergegen ſind zur Vermeidung des Ausſchluſſes 
binnen 4 Wochen von Veröffentlichung dieſer Be⸗ 
kanntmachung ab bei der unterzeichneten Polizei Ver⸗ 
waltung anzubringen. Ein Plan, auf welchem der 
einzuziehende Wegeteil in rot angelegt iſt, liegt 
während der Einſpruchsfriſt im Polizei⸗Bureau hier⸗ 
ſelbſt Altſtadt zur Einſicht aus. 

Cüſtrin, den 28. April 1910. 

Die Polizeiverwaltung. 

290. Der öffentliche Weg zu Neumecklenburg, 
zwiſchen Brauerei und Zementfabrik, welcher in die 
Straße Marienland—Kietz mündet, ſoll 140 Meter 
an der Zugangsſtraße (Dorfſtraße Neumecklenburg) 
weiter verlegt werden. Zeichnungen und Pläne liegen 
hier aus und können eingeſehen werden. Dies wird hier⸗ 
durch mit der Aufforderung zur öffentlichen Kenntnis 
gebracht, daß etwaige Einſprüche hiergegen binnen 
vier Wochen zur Vermeidung des Aueſchluſſes bei 
dem Unterzeichneten geltend zu machen ſind. 

Hammelſtall, den 29. April 1910. 

Der Amtsvorſteher. Arndt. 

291. Es wird hiermit zur Kenntnis gebracht, daß 
der Weg vom Gut Gahry nach Mattendorf verlegt 
werden ſoll, wie die Markierung des Weges es zeigt. 
Widerſprucherhebungen ſind binnen einer Ausſchluß⸗ 
friſt von 4 Wochen, vom Tage der Veröffentlichung 
ab gerechnet, bei dem Unterzeichneten anzugeben. 
§ 57 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 
Geſetzſamml. 1883 Seite 237 ff. 

Trebendorf, den 6. Mai 1910. 

Der Amtsvorſteher. 
Müncheberger Kleinbahn. 
Nachtrag I 
zum Tarif für die Beförderung von Perſonen, Reiſe⸗ 
gepäck, Leichen, lebenden Tieren und Gütern. 
Gültig vom 13. Januar 1910. 

Auf Seite 10 Abſchnitt B, Zeitkarten für Schüler, 
iſt im 2. Abſatz 2. Zeile zu ſtreichen von: 
„bei einer Geltungszeit von“ bis „bei voller 
Jahresdauer“. 

Auf Seite 14 hat der 8 9 unter Fr. 1 unter 
gleichzeitiger Streichung der Nr. 2 zu lauten: 
„Pferde, Ponies, Rindoleh, Maultiere, Eſel. 
Fohlen“; flatt Nr. „3“ iſt Nr. „2“ zu ſetzen. 
Ferner iſt zu ſtreichen: 
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„Als Mindeſtfracht werden erhoben 
zu 1: 2,20 M. 
0 


für die Frachtbriefſendung.“ 


Auf Seite 15 iſt im 8 13 Abſ. 2 Zeile 1 und 2 
zu ſetzen fiatt „20“ kg „50“ kg und Abſ. 3 
Zeile 4 ſtatt „0,20“ M. „0,10“ M. 

Auf Seite 21 iſt unter: I. Für Perſonen, Hunde 
und Reiſegepäck in der Spalte Monatskarte ſtalt 

„U. Kl. III. Kl. „B. Kl.] III. K. 


10,0 | 6,0“ 70. 1 40%. 

Ferner iſt unter II. Für lebende Tiere zu ſtreichen: 
Nr. „1 Für Pferde“ bis „12,20%. 
Nr., 2“ iſt zu ändern in Nr. „1“ mit derlleberſchrift: 
„Für Pferde, Ponies, Rindvieh, Maultiere, 
Eſel, Fohlen“. 

Die letzte Zeile von „1,20 bis 8,30“ ift zu 
ſtreichen und dafür zu ſetzen: 1,00 | 1,60 

3,00 | 8,20 | 4.00 | 4,50 | 5,00 | 5,60 | 6,20 | 7,00. 

Auf Seite 22 iſt zu ändern Nr. „3“ in Nr. 7205 

Die Frachtſäge von „0,60 bis 6,90“ ſind zu 
ſtreichen und dafür zu ſetzen: 0,50 | 0,70 | 0,90 
1,10 | 1,30 | 1,50 | 1,70 | 1,90 | 2,10 | 2,30 | 2,50 
2,70 | 2,90 | 3,10 | 3,30 | 3,50 | 3,70 | 3,90 | 4,10 
4,50 | 5,00 | 5,50 | 6,00. 

Ferner iſt unter: „b) Frachtſätze 
Wagenladungen“ zu streichen: 
von 5 km ſich ergebende“ und der Schlußſatz: 
„Dem ſo ermittelten“ bis „zugeſchlagen“. 

In der zweiten Zeile ift ſtatt: „O, 13 M. “ zu 
ſetzen „O. 50 M.“ 

Auf Seite 23 iſt die letzte Zeile von: „0,14 
bis 0.07“ zu ftreihen und daſür zu ſetzen: 

0,13 | 0,11 | 0,09 0,08 | 0,08 | 0,07 | 0,06. 

Berlin, im April 1910. 

Der Betrlebsdirekior. 
Tehom, Landes⸗ und Geheimer Baurat 
293. DI Nachtrag 
zu dem Sparkaſſen⸗Statut der Stadt Lippehne vom 
1. April / 29. Juni 1875 nebſt Nachtrag vom 
6. Auguſt / 1. Oktober 1878 und vom 17./ 25. Februar / 
18. März 1898. 

1. An die Stelle des § 5 Abfag 5 tritt folgende 

Beſtimmung: 


Die Verzinſung der Einlagen erfolgt von dem 
auf die Einzahlung folgenden Tage ab. 

Bei Rückzahlungen werden die Zinſen bis zu 
dem der Zahlung vorhergehenden Tage berechnet. 
2. Als neue Beſtimmung wird dem Sparkaſſen⸗ 

ſtatut eingefügt als Abſaz 6 zum § 5: 
Uebertragung von Spareinlagen. 

1. Auf Verlangen bewirkt dle Sparkaſſe ſowohl 
die Ueberweilung von Spareinlagen Abzlehender 
an eine andere Sparkaſſe, als die Einziehung 
von Einlagen aus auswärtigen Sparkaſſen für 
Anziehende. 


zu ſetzen: 


für Vieh in 
„für die Entfernung 


Der Antrag kann mündlich oder ſchriftlich ge⸗ 
ſchehen; das Sparkaſſenbuch muß dem Antrage 
beigefügt ſein; über den Empfang iſt von der 
Sparkaſſe eine Beſcheinigung zu erteilen, gegen 
deren Rückgabe ſeinerzeit bei der neuen Spar⸗ 
kaſſe die Uebergabe des neuen Sparkaſſenbuches 
mit der Abrechnung erfolgt. 


Sperrvermerke, Bevormundungen und Pfleg⸗ 


ſchaften, durch welche die Auszahlung des zu 
überweiſenden Guthabens beſchränkt oder an 
die Zuſtimmung dritter Perſonen geknüpft iſt, 
ſind von der überweiſenden der empfangenden 
Kaffe mitzuteilen und von dieſer auf das neue 
Guthaben zu übernehmen. Die Ueberwelfung 
gerichtlich gepfändeter Guthaben iſt ausgeſchloſſen. 


Die empfangende Kaſſe iſt auch bei Annahme 


eines überwieſenen Guthabens an die für die 
Annahme von Spareinlagen nach ihrer Satzung 
vorgeſchriebene Höchſtgrenze gebunden. x 

Die überweiſende Kaſſe kann die Ausführung 
der Ueberwelſung bei Einlagen, für deren Rück⸗ 
zahlung ſatzungsgemäß die Innehaltung einer 
Kündigungsfriſt verlangt werden kann, bis 
zum Ablauf der Kündigungsfriſt hinausſchieben; 
die Kündigungsfriſt läuft in dieſem Falle vom 
Tage des Eingangs des Ueberweiſungsantrages 
bei der überweiſenden Kaſſe. 

Die Verzinſung der Einlagen wird durch die 
Ueberweiſung an eine andere Sparkaſſe in keinem 
Falle unterbrochen. Die Verzinſung endigt bei 
der alten und beginnt bei der neuen Sparkaſſe 
mit dem Tage der Abſendung des Geldes oder 
der Einzahlung auf Reichsbankgtrokonto. 

Die Koſten der Ueberweiſung einſchließlich der 
Ausfertigung der neuen Sparkaſſenbücher trägt 
in jedem Falle die Sparkaſſe des neuen 
Aufenthaltsories. 

Die Ueberweiſung findet nur ſtatt zwiſchen 
Sparkaſſen, unter denen hinſichtlich des Ueber⸗ 
weiſungsverkehrs Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. 
Zu § 12 Abſatz a erhält folgende Faſſung: 
Gegen hypothekariſche Verpfändung von Grund⸗ 
ſtücken, ſoweit ſolche pupilluriſche Sicherheit 
bieten. Dieſe wird angenommen bei ländlichen 
Grundſtücken innerhalb der erſten / und bei 
ſtädtiſchen, ſowie bei den auf dem ſtädtiſchen 
Territorium liegenden Vorwerken innerhalb der 
erſten Hälfte des durch eine gerichtliche Taxe 
feſtgeſtellten Wertes, oder bei Liegenſchaften 
innerhalb des 22 ½ fachen Grundſteuer⸗Rein⸗ 
ertrages, bei Gebäuden aber innerhalb des 10 
bis 12½ fachen Gebäudeſteuer⸗Nutzungswertes 
reſp. innerhalb der erſten Hälfte der Summe, 
mit welcher dieſelben bei einer öffentlichen 
Soztetät gegen Feuersgeſahr verſichert find. 


4. Als neue Beitimmung wird hinter e eingefügt: 


t) Gegen einfachen Schuldſchein an Eingeſeſſene 


des Garantieverbandes bis zur Höhe von 
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3000 Mark, auf Grund einſtimmigen Be⸗ 
ſchluſſes des Sparkaſſenvorſtandes bis zur Dauer 
von 6 Monaten und unter Vorbehalt einer 
jederzeitigen achttägigen Kündigung. Der Ge⸗ 
ſamtbetrag dieſer Darlehen darf 1 v. H. der 
Aktiva der Sparkaſſe oder 10 v. H. des Reſerve⸗ 
fonds nicht überſchreiten. 
8) An Genoſſenſchaften mit unbeſchränkter Haft⸗ 
oder Nachſchußpflicht, ſowie an Genoſſenſchaften 
mit beſchränkter Haftpflicht jedoch unter Aus⸗ 
ſchluß von Kreditgenoſſenſchaften gemäß dem 
Minifterialerlaffe vom 31. Oktober 1901 
(Miniſterialblatt Seite 246/01). 
h) Durch Darlehen an Kreiſe, Gemeinden und 
ſonſtige leiſtungsfählge, mit Körperſchaftsrechten 
ausgeſtattete öffentlich rechtliche Verbände des 
Deutſchen Reiches, ſowie an Kirchen⸗ und Schul⸗ 
ee gegen vorſchriftsmäßige Schuldver- 
chreibungen mit Tilgungszwang, ſowie die An⸗ 
leihe ordnungsmäßig beſchloſſen und von der 
zuſtändigen Behörde genehmigt ii. 
5. Der Abſat 1 u. 2 zu $ 16 erhält folgende Faſſung: 

Die Sparkaſſe befindet ſich im Kämmereikaſſen⸗ 
lokale und ist behufs der Ein⸗ und Auszahlungen 
am allen Wochentagen des Vormittags geöffnet. 
Die Kaſſengeſchäfte beſorgt ein Rendant und 
ein demſelben beigeordneter Kontrolleur. Zur 
Gultigkeit jeder Eintragung in das Sparbuch iſt 
die Unterſchrift beider mit der Führung der 
Kaſſengeſchäfte betrauten Beamten erforderlich. 

r Kontrolleur führt ein Gegenbuch im Kaffen- 


lokale, in welches alle Ausgaben und Einnahmen 
eingetragen ſind. 


Abſatz 3 wird aufgehoben. 
Dieſer Nachtrag tritt am 1. Juli 1910 in Kraft. 
Lippehne, den 25. Februar / 11. Mär; 1910. 
Der Magiſtrat. 
Brandt. Krauſe. Hans. Franke. 


Der vorſtehende dritte Nachtrag vom 25. Februar / 
11. März 1910 zu dem Statut der ſtädtiſchen Spar⸗ 
kaſſe zu Llppehne vom 1. Apeil/29. Juni 1875 
wird hiermit beſtätigt. 

Potsdam, den 13. April 1910. 
(L. 8.) Der Oberpräſident. v. Conrad. 


Vorſtehender Nachtrag wird hiermit zur Kenntnis 
der Intereſſenten gebracht mit der Aufforderung, 
binnen 8 Wochen von der letzten Elnrückung an 
gerechnet, ſich darüber zu erklären, ob ſie ſich der 
Aenderung unterwerfen oder ihre Einlagen nebft 
Zinſen zurückverlangen. 

Die Zahlungen werden alsdann nach den bis dahin 
beſtandenen Bedingungen geleiſtet. 

Von demjenigen, welcher ſich in dieſer Friſt nicht 
erklärt, wird angenommen, daß er ſich der Aende⸗ 
rung unterwerfe. 

Lippehne, den 22. April 1910. 

Der Magiſtrat. Brandt. 


294. Revidiertes Statut 
der Handelskammer für die öftliche Niederlaufitz in 
Sorau N./L. vom 26. Juni 1899/21. März 1910. 

Auf Grund des Geſetzes über die Handelskammern 
vom 24. Februar 1870/19. Auguſt 1897 erläßt die 
Handelskammer für die öftlihe Niederlauſitz, deren 
Bezirk den Kreis Sorau, den Kreis Croſſen, den 
Landkreis Guben, ſowie die Stadtkreiſe Guben und 
Forſt umfaßt, und deren Sitz in Sorau N.. iſt, 
folgendes Statut 

zur Regelung der Wahlen ihrer Mitglieder. 
A. Wahlſyſtem. 
§ 1. Genius. 

Wahlrecht und Beitragspflicht iſt außer von den 
Erforderniſſen des § 3 des Geſetzes über die Handels⸗ 
kammern von der Veranlagung zu einem Mindeſt⸗ 
ſatze der Gewerbeſteuer von 32 Mark bedingt 

8 2. Zahl der Mitglieder. 

Die Zahl der aus Wahlen der Wahlberechtigten 
des Handelskammerbezirks hervorgehenden Mitglieder 
iſt auf 30 feſtgeſetzt, jedoch iſt die Handelskammer 
befugt, von dem ihr durch § 8 des Geſetzes einge⸗ 
räumten Rechte der Zuwahl von 3 Mitgliedern 
Gebrauch zu machen. Für den erſten Wahlbezirk 
(Sorau) ſind ferner 2, für den vierten (Croſſen) und 
ſiebenten (Fürſtenberg) je 1 Stellvertreter zu wählen. 

8 3. Wahlſyſtem. 

Die Wahlen der Mitglieder der Handelskammer 
erfolgen auf Grund des allgemeinen gleichen Wahl⸗ 
rechts. Jedem wahlberechtigten Betriebe kommt eine 


Stimme zu. 
; 8 4. Wahlbezirke. 

Für die Ausführung der Wahlen wird der Handels⸗ 
kammerbezirk in 8 Wahlbezirke geteilt. Der I, Wahl⸗ 
bezirk, umfaſſend den Kreis Sorau mit Ausſchluß 
der weſtlich vom Neißefluß belegenen ſowie der zum 
Amtogerichtsbezirk Forſt gehörigen Ortſchaften, wählt 
acht Mitglieder und zwei Stellvertreter, der II. Wahl⸗ 
bezirk, umfaſſend den weſtlich vom Neißefluß belegenen, 
ſowie die zum Amtsgerichtsbezirk Forſt gehörigen 
Ortſchaften, wählt 1 Mitglied; der III. Wahlbezirk, 
umfaſſend die Stadt Sommerfeld, wählt 2 Mitglieder; 
der IV. Wahlbezirk, umfaſſend die übrigen zum 
Kreiſe Croſſen gehörigen Ortſchaften, wählt 1 Mit⸗ 
glied und 1 Stellvertreter; der V. Wahlbezirk, um⸗ 
faſſend den Stadtkreis Guben, wählt 6 Mitglieder; 
der VI. Wahlbezirk, umfaſſend den ſüdlich von der 
durch die Märkiſch Poſener Bahn und die Cottbuſer 
Chauſſee gebildeten Linie gelegenen Teil des Land⸗ 
kretſes Guben, wählt 1 Mitglied; der nördlich von 
dieſer Linie gelegene Teil des Landkreiſes Guben 
wählt als VII. Wahlbezirk 1 Mitglied und 1 Stell⸗ 
vertreler, und der VIII. Wahlbezirk, umfaſſend den 
Stadikreis Forſt, wählt 10 Mitglieder. 

8 5. Dauer der Funktion. 
Ausſcheiden der Mitglieder. Ergänzungs wahlen. 
Die Mitglieder der Handelskammer werden auf 

6 Jahre gewählt. Alle 2 Jahre ſcheiden 10 Mit⸗ 
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glieder aus, welche durch neue Wahlen — Ergänzungs⸗ 
wahlen — erſetzt werden, doch iſt die Wiederwahl 
der Ausſcheidenden zuläſſig. Die Ausſcheidenden 
verteilen ſich auf die Wahlbezirke in der aus nach⸗ 
folgender Ueberſicht erkennbaren Weiſe. 

Es ſcheiden aus und ſind zu erſetzen: 

Bei den erſten Ergänzungswahlen: 

im I. Wahlbezirk 2 Mitglieder und 1 Stellvertreter, 


* 1 15 1 Mitglied, 

5 ö 1 Mitglied und 1 Stellvertreter, 
„ „ 2) Mitglieder, 

„ VIII. > 4 Mitglieder, 


zuſammen 10 Mitglieder und 2 Stellvertreter. 
Bei den zweiten Ergänzungswahlen: 
im I. Wahlbezirk 3 Mitglieder und 1 Stellvertreter, 


m 2 1 Mitglied, 
e 5 2 Mitglieder, 
3 he 1 Mitglied, 
0 „ Z Mitglieder, 


zuſammen 10 Mitglieder und 1 Stellvertreter. 
Bei den dritten Ergänzungswahlen: 
im I. Wahlbezirk 3 Mitglieder, 
E 5 1 Mitglied, 
* f 2 Mitglieder, 
m VII. 3 1 Mitglied und 1 Stellvertreter, 
„ VIII. „ 3 Mitglieder, 
zuſammen 10 Mitglieder und 1 Stellvertreter. 

Die erſten Ergänzungswahlen auf Grund dieſes 
revidierten Statuts ſind im Jahre 1911 vorzunehmen. 
Dabei iſt im erſten Wahlbezirk, ſoweit nicht die Wahl⸗ 
verſammlung anders beſchließt, durch das Los zu ent⸗ 
ſcheiden, welche beiden von den drei ausſcheidenden 
Mitgliedern als Stellverireter gelten ſollen. Ebenſo 
iſt feſtzuſtellen, welchem von den beiden Stellver⸗ 
tretern eine nur zweijährige Mandatsperiode zu ger 
währen iſt. Im vierten Wahlbezirk iſt in gleicher 
Weiſe wie im erſten Wahlbezirk feſtzuſtellen, welches 
der beiden in der Wahl befindlichen Mitglieder als 
Stellvertreter gelten ſoll. Im achten Wahlbe zirk 
ſind durch das Los die Mandatsperioden der drei 
neu hinzukommenden Mitglieder fejtzuftellen. 

Die Ergänzungswahlen finden im Monat Dezember 
vor Schluß des betreffenden Kalenderjahres ſtatt. 
Die Ausſcheidenden bleiben im Amte, bis die New 
gewählten die Geſchäfte übernommen haben. 

§ 6. Erſatzwahlen. 

Wahlen zum Erſatze von Mitgliedern, die außer⸗ 
halb der regelmäßigen Ergänzung der Handelskammer, 
z. B. durch Verzicht, Tod, Ausſchließung ulm. aus⸗ 
geſchieden find (Erſatwahlen), werden im Anſchluſſe 
an die nächſten Ergänzungswahlen vollzogen, ſofern 
nicht eine frühere Wahl höheren Orts angeordnet oder 
ſeitens der Handelskammer für erforderlich erachtet 
wird (§ 17 des Geſetzes). 


B. Wahlverfahren. 
8 7. Stimmabgabe. 

Die Wahlberechtigten des I. Wahlbezirks wählen 
in Sorau N. / L., die Wahlberechtigten des II. Wahl⸗ 
bezirks in Döbern, die Wahlberechtigten des III. Wahl⸗ 
bezirks in Sommerfeld, die Wahlberechtigten des 
IV. Wahlbezirks in Croſſen, die Wahlberechtigten 
des V. Wahlbezirks in Guben, die Wahlberechtigten 
des VI. Wahlbezirks in Guben, die Wahlberechtigten 
des VII. Wahlbezirks in Fürſlenberg und die Wahl⸗ 
berechtigten des VIII. Wahlbezirks in Forſt. 

Diejenigen Mitglieder, welche von demſelben Wahl⸗ 
bezirke für eine gleiche Wahlperiode zu wählen ſind, 
werden in einem gemeinſamen Wahlgange gewählt. 
Die Wahl erfolgt durch geheime Abſtimmung 
mittelſt Stimmzettel. Auf dem Stimmzettel dürfen 
nicht mehr Namen vorhanden ſein, als Milglieder 
in dem Wahlgange zu wählen ſind. Wegen Vor⸗ 
dereuung der Wahlen, Wahlberechtigung und Stimm: 
abgabe ſind die 88 3 bis 14 des Geſetzes maßgebend. 

8 8. Ergebnis der Wahlen. 

Gewählt ſind diejenigen, welche die meiſten Stimmen 
und mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen 
(abſolute Stimmenmehrheit) erhalten haben. Inſoweit 
die Wahl hiernach zu keiner Entſcheidung geführt 
hat, kommen die Beſtimmungen des 8 14 Abi. 1 
des Geſetzes zur Anwendung Bei Stimmengleich⸗ 
heit entſcheidet das Los. Das Wahlprotokoll iſt von 
dem Wahlvorſtande zu unterzeichnen und das Ergebnis 
der Wahl öffentlich bekannt zu machen (8 15 a. O.) 
8 9. Abgabe der Wahlſtimme durch Prokuriſten. 

Die im Handels und Genoſſenſchaftsregiſter ein⸗ 
getragenen Prokuriſten eines wahlberechtigten Be⸗ 
triebes werden zur Abgabe der Wahlſtimme für 
dieſen Betrieb zugelaſſen ($ 5 Abſ. 3 des Geſetzes). 
Auf Verlangen des Wahloorſtundes haben ſie vor 
Abgabe der Stimme ihre Legitimation durch eine 
auszugeweiſe Abſchrift aus dem Handels⸗ oder Ge⸗ 
noſſenſchaftsregiſter oder durch eine Beſcheinigung 
des Inhabers oder eines geſetzlichen Vertreters des 
wahlberechtigten Betriebes darzutun. 

§ 10. Geſchäftsführung. 

Beſtimmungen über Konſtituierung, Geſchäftsführung 
und Geſchäftskreis der Handelskammer werden durch 
eine beſondere Geſchäftsordnung geregelt. 

Sorau N. L., den 26. Juni 1899/21. März 1910. 
Die Handelskammer für die öſtliche Niederlauſitz. 
Bahn. Eugen Neubarth. 
Vorſtehendes Statut wird hierdurch genehmigt. 

Berlin, den 6. April 1910. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
L 8 


89 
IIa 1429. Im Auftrage: v. d Hagen. 


Dieſe Ausgabe umfaßt die Seiten 135—142 (1 Bogen). 


Verlag: 


Königliche Regierung — Amtsblattſtelle — zu Frankfurt a. O. 


Druck: Königliche Hofbuchdruckerei Trowitzſch u. Sohn zu Frankfurt a. O. 


